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IHK-Vollversammlungswahl 2022-2027: Machen Sie mit! Entscheiden Sie
mit!

Wahlbekanntmachung

Information zur Wahl der Vollversammlung der IHK Saarland vom 15. Februar
2022, 9.00 Uhr, bis 21. Marz 2022, 16.00 Uhr

1. Wiederholung des Aufrufs, Wahlvorschléage einzureichen nach 8 9 in Verbin-
dung mit 8 10 Abs. 6 Satz 2 der Wahlordnung der IHK Saarland (WO)

Der Wahlausschuss gibt Folgendes bekannt: Der Wahlausschuss hat alle innerhalb
der Frist vom 8. September 2021 bis 18. November 2021 eingegangenen Wahlvor-
schlage/Wahlbewerbungen gepriift. Gemal § 10 Abs. 5 WO soll jede Kandidaten-
liste mindestens einen Kandidaten mehr enthalten, als Vollversammlungsmitglie-
der in den einzelnen Wahlgruppen bzw. Untergruppen bzw. der BetriebsgréRen-
klassen gewahlt werden. Da diese Vorgabe nicht in allen Wahlgruppen erfillt
wurde, ruft der Wahlausschuss hiermit nach 8 10 Abs. 6 Satz 2 WO die Wahlbe-
rechtigten

- der Wahlgruppe 3 ,Kunststoffverarbeitende und Chemische Industrie®,
- der Wahlgruppe 6 ,Maschinenbau® und zwar ausschlieflich fur die BGKL 2,
- der Wahlgruppe 7 ,Elektroindustrie”,

- der Wahlgruppe 9 ,Bau- und Baustoffwirtschaft* und zwar ausschlie3lich fir
die Untergruppe ,Baustoffwirtschaft®,

- der Wahlgruppe 11 ,Einzelhandel” und zwar ausschlieBlich fur die Unter-
gruppe ,grof¥flachiger Einzelhandel®,

- der Wahlgruppe 18 ,Medien- und Werbewirtschaft“ und zwar ausschlief3lich
fur die BGKL 2,

erneut auf,

ab sofort bis Dienstag, 7. Dezember 2021, 14.00 Uhr
(Eingang beim Wahlausschuss der IHK Saarland),

weitere Wahlvorschlage/Wahlbewerbungen fiur die jeweilige Wahlgruppe bzw. die
Untergruppe bzw. die BetriebsgrofRenklasse schriftlich (Hausanschrift: IHK Saar-
land, Wahlausschuss, Franz-Josef-Rdder-Str. 9, 66119 Saarbricken; Postan-
schrift: IHK Saarland, Wahlausschuss, 66104 Saarbriicken) einzureichen. Eine
Ubermittlung per Fax 0681 9520-690 oder des eingescannten Dokuments per Mail
wahl@saarland.ihk.de ist zulassig.

Die Wahlvorschlage/Wahlbewerbungen sowie die Personliche Erklarung, dass der
Kandidat zur Annahme der Wahl bereit ist und dass ihm keine Tatsachen bekannt
sind, die seine Wahlbarkeit ausschlie3en, und gegebenenfalls die Bevollméachti-
gung nach 8 4 WO, mussen schriftlich unter Nennung der Wahlgruppe bzw. unter
Kennzeichnung der Untergruppe bzw. der Betriebsgrof3enklasse eingereicht wer-
den. Bewerber kbnnen sich nur fir die Wahlgruppe bzw. die Untergruppe bzw. die
BetriebsgroRRenklasse vorschlagen, fir die sie selbst bzw. der IHK-Zugehorige, von
dem ihre Wahlbarkeit abgeleitet wird, wahlberechtigt sind.
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Bezuglich der inhaltlichen Anforderungen und weiterer Einzelheiten zur Einrei-
chung eines Wahlvorschlages wird auf die Wahlbekanntmachung des Wahlaus-
schusses vom 20. Mai 2021 sowie auf die Vorschriften der Wahlordnung, insbe-
sondere auf § 10 WO verwiesen. Diese sind unter https://wahl.saarland.ihk.de ab-
rufbar. Formulare fir den Wahlvorschlag, die Kandidatenerklarung sowie die even-
tuelle Bevolliméachtigung stehen unter https://wahl.saarland.ihk.de/formularcenter
zur Verfugung. Deren Verwendung ist freiwillig.

2. Kandidatenlisten

Nach Eingang und Prifung der weiteren Wahlvorschlage/Wahlbewerbungen wird
der Wahlausschuss zu Beginn des nachsten Jahres die Listen der Kandidaten im
Internet unter https://wahl.saarland.ihk.de, in der IHK-Zeitschrift ,saarwirtschaft*
und durch Aushang im IHK-Gebaude verdéffentlichen und tGber das weitere Verfah-
ren informieren.

Saarbricken, 25. November 2021
IHK Saarland

Der Wahlausschuss

Kontakt

Industrie- und Handelskammer des Saarlandes
Wahlausschuss

Wabhl-Hotline: +49 (0) 681 9520 — 600

E-Mail: wahl@saarland.ihk.de

Fax: +49 (0) 681 9520 — 690
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So sollten Homeoffice-Arbeitsplatze ausgestattet sein

Wurden zunachst kaum Regeln fir die Einrichtung des Arbeitsplatzes zu Hause be-
achtet, gelten mittlerweile oftmals klare Vorgaben. Der Digitalverband Bitkom hat einen
Leitfaden veroffentlicht, der Empfehlungen fir die Beschaffung von mobilen Endgera-
ten, technischem Zubehor, Drucker und Multifunktionsgeraten sowie Netzwerkinfra-
struktur umfasst. Zudem werden Fragen zur IT-Sicherheit und Barrierefreiheit behan-
delt. Der Leitfaden ,Arbeiten im Homeoffice. Empfehlungen flr die Arbeitsplatzgestal-
tung“ kann hier heruntergeladen werden.

Infografik: Zu Hause oder flexibel arbeiten: Das sollten Unternehmer beachten

Zu Hause oder flexibel arbeiten: Das sollten Unternehmer beachten

@ Rechtsgrundlage
Vertragliche
Regelung

9 Arbeitsort
Arbeitszeit
Arbeits-
sicherheit
Ausstattung

~

n Datenschutz
Kosten

0 Versicherung

D Deutscher
Industrie- und Handelskammertag

Homeoffice

"Telearbeit" nach der
Arbeitsstattenverordnung

Arbeitsvertrag oder gesonderte
Vereinbarung

Zuhause des Mitarbeiters
(ganz oder teilweise)

Arbeitszeitgesetz
gilt unverandert

Arbeitsschutzgesetz: Regelungen fiir
Bildschirmarbeitsplatze; Pflicht zur
Gefidhrundungsbeurteilung (auch digital
durch Mitarbeiter méglich); ggf.
Zutrittsrecht zur Wohnung vereinbaren

Arbeitgeber stellt technisches Equipment
wie Computer sowie Bliromdbel

Arbeitsvertrag oder Zusatzverein-
barung; Trennung von privaten und
beruflichen Daten; Einrichtung
verschlisselter Verbindung (VPN)

Erstattung beruflich veranlasster
Ausgaben fiir Telefon und Internet
Bliromaterial; Kosten fiir Wohnraum-
nutzung laut Arbeitsvertrag

Klare Rechtsprechung zu
Arbeitsunfallen

Mobiles Arbeiten

bisher keine gesetzliche
Regelung

Zusatzvereinbarung zum
Arbeitsvertrag empfohlen

ortsunabhangig
(ganz oder teilweise)

Arbeitszeitgesetz
gilt unverdndert

Arbeitsschutzgesetz

gilt grundsétzlich;
Gefahrdungsbeurteilung
an allen Arbeitsorten
faktisch nicht mdglich

Arbeitgeber stellt in der
Regel mindestens Laptop

Zusatzvereinbarung empfohlen;
Trennung von privaten und
beruflichen Daten; Einrichtung
verschliisselter Verbindung (VPN)

In der Regel keine
Ubernahme von Kosten

Noch keine relevante
Rechtsprechung

Quellen: Wissenschaftlicher Dienst des Bundestages, IHK Miinchen und Oberbayern
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https://www.itk-beschaffung.de/Leitfäden/Arbeiten-im-Homeoffice-Empfehlungen-fuer-die-Arbeitsplatzgestaltung

Homeoffice-Pauschale

Mit Beginn der Corona-Pandemie wechselten Millionen Arbeithehmer ins Homeoffice.
Ein hausliches Arbeitszimmer — gesonderter und abschliel3barer Raum — wie es das
Finanzamt als Voraussetzung fur steuerliche Abzugsfahigkeit definiert — haben viele
nicht. Ihr Schreibtisch steht in der Kiiche oder im Schlafzimmer. Diesen Umstand be-
ricksichtigt die neue Homeoffice-Pauschale. In den Steuererklarungen fur die Kalen-
derjahre 2020 und 2021 kann diese Pauschale in Hohe von maximal 600 Euro (funf
Euro pro Tag fur maximal 120 Tage) als Werbungskosten oder Betriebsausgaben in
Abzug gebracht werden. Abzugsberechtigt sind Unternehmer wie Freiberufler und Ge-
werbetreibende wie auch Arbeitnehmer. In § 4 Abs. 5 Nr. 6b Satz 4 EStG wurde die
Homeoffice-Pauschale gesetzlich geregelt. Die Aufwendungen fur Jahreskarten oder
Umweltkarten fur den offentlichen Personennahverkehr sind weiterhin, neben der
Homeoffice-Pauschale, als Betriebsausgaben bzw. Werbungskosten abziehbar. Dies
gilt jedoch nur, wenn die Jahres- oder Umweltkarte in der Erwartung erworben wurde,
dieses Ticket zu benutzen, um den Weg zur Arbeit zuriicklegen zu kénnen.

Verarbeitung des Impfstatus von Beschéftigten

Arbeitgeber dirfen das Datum ,Impfstatus® ihrer Beschaftigten ohne eine ausdrickli-
che gesetzliche Erméachtigung grundsétzlich nicht verarbeiten — auch nicht im Rahmen
der COVID-19-Pandemie. § 26 Abs. 3 S. 1 des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG)
ist als Rechtsgrundlage flur die Verarbeitung des ,Impfstatus” von Beschaftigten nicht
einschlagig. Dies hat die Konferenz der unabhangigen Datenschutzaufsichtsbehdrden
des Bundes und der Lander (DSK) beschlossen.

Bei dem Datum ,Impfstatus® handelt es sich um ein Gesundheitsdatum und damit um
eine besondere Kategorie personenbezogener Daten, vgl. Artikel 9 Abs. 1 DSGVO.
Deren Verarbeitung ist grundsatzlich verboten und nur in gesetzlich normierten Einzel-
fallen erlaubt:

¢ Bestimmte — im Gesetz genannte — Arbeitgeber wie z.B. aus dem Gesundheits-
bereich (Krankenh&user, Arztpraxen usw.), Tragerinnen und Tréager von Kinder-
tageseinrichtungen, ambulante Pflegedienste usw., dirfen unter den im Infekti-
onsschutzgesetzes (IfSG) genannten gesetzlichen Voraussetzungen den
Impfstatus ihrer Beschaftigten im Zusammenhang mit COVID-19 verarbeiten;

e Arbeitgeber durfen den Impfstatus derjenigen Beschaftigten verarbeiten, die
ihnen gegenuber einen Anspruch auf Geldentschéadigung (Lohnersatz) nach 8
56 Absatz 1 IfSG geltend machen. Dessen Voraussetzungen kénnen im Einzel-
fall auch im Fall einer moglichen Infektion mit CO-VID-19 sowie einer sich an-
schlieienden Quarantane vorliegen.

e Arbeitgeber durfen den Impfstatus von Beschaftigten auch verarbeiten, soweit
dies durch Rechtsverordnungen zur Pandemiebekampfung auf Basis des IfSG
vorgegeben ist.

Die Verarbeitung ,Impfstatus® von Beschaftigten auf der Grundlage von Einwilligungen
ist nur dann mdoglich, wenn die Einwilligung freiwillig und damit rechtswirksam erteilt
worden ist, 8 26 Abs. 2 und 3 S. 2 BDSG. Aufgrund des zwischen Arbeitgebern sowie
ihren Beschaftigten bestehenden Uber- und Unterordnungsverhéltnisses bestehen re-
gelmafig Zweifel an der Freiwilligkeit und damit Rechtswirksamkeit der Einwilligung
von Beschatftigten.
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Im Zusammenhang mit der Abfrage des Datums ,Impfstatus® sind weiter zu beachten:

e Grundsatz der ,Datenminimierung“. Zunachst muss gepruft werden, ob die
reine Abfrage des Impfstatus zur Zweckerreichung bereits ausreichend ist.
Dann ist keine Speicherung erforderlich. Soll der Impfstatus gespeichert wer-
den, durfen keine Kopien von Impfausweisen oder vergleichbaren Bescheini-
gungen (im Original oder als Kopie) in die Personalakte aufgenommen werden.
Es ist ausreichend, wenn vermerkt wird, dass diese jeweils vorgelegt worden
sind.

e Grundsatz der ,Speicherbegrenzung®, Recht auf Loschung: Sobald der Zweck
fur die Speicherung des Impfstatus entfallen ist, muss dieses personenbezo-
gene Datum gelOscht werden.

e Grundsatz der ,Rechenschaftspflicht®: Arbeitgeber missen — sofern einschléagig
— auch die Freiwilligkeit einer Einwilligung nachweisen kénnen.

Quelle: PM des UZD vom 4. November 2021

Praxistipp: Mit der Neureglung des 8§ 28b IfSG, die am 24. November 2021(,3G am
Arbeitsplatz®) in Kraft getreten ist, wurde eine neue Rechtsgrundlage fur Arbeitgeber
geschaffen, um den Impfstatus zu verarbeiten. Mehr zu den FAQ des BMAS.

Arbeitgeber tragt bei Corona-Schlielfung kein Arbeitsausfallrisiko

Muss der Arbeitgeber seinen Betrieb aufgrund eines staatlich verfiigten allgemeinen
,Lockdowns“ zur Bekampfung der Corona-Pandemie voriubergehend schlie3en, tragt
er nicht das Risiko des Arbeitsausfalls und ist nicht verpflichtet, den Beschatftigten die
Vergutung unter dem Gesichtspunkt des Annahmeverzugs zu zahlen. Dies hat das
BAG Uberraschend entschieden.

Sachverhalt: Die Beklagte betreibt ein Ladengeschéaft mit Nahmaschinen und Zubehor.
Die Klagerin ist seit Oktober 2019 als geringfligig Beschaftigte im Verkauf tatig. Im
April 2020 war das Ladengeschaft aufgrund der Corona-Bestimmungen der Freien
Hansestadt Bremen geschlossen. Deshalb konnte die Klagerin nicht arbeiten und er-
hielt auch keine Vergitung. Mit ihrer Klage hat sie die Zahlung ihres Entgelts fur den
Monat April 2020 unter dem Gesichtspunkt des Annahmeverzugs begehrt. Sie ist der
Ansicht, die SchlieRung des Betriebs aufgrund behoérdlicher Anordnung sei ein Fall des
von der Beklagten als Arbeitgeberin zu tragenden Betriebsrisikos. Dagegen hat die
Beklagte Klageabweisung beantragt und geltend gemacht, die von der Freien Hanse-
stadt Bremen zur Pandemiebekdmpfung angeordneten Mal3nahmen betrafen das all-
gemeine Lebensrisiko, das nicht beherrschbar und von allen gleichermal3en zu tragen
sei.

Die Vorinstanzen haben der Klage stattgegeben. Die vom LAG zugelassene Revision
der Beklagten hatte Erfolg. Die Klagerin hat fir den Monat April 2020, in dem ihre
Arbeitsleistung und deren Annahme durch die Beklagte aufgrund der behérdlich ange-
ordneten BetriebsschlieBung unmoglich war, keinen Anspruch auf Entgeltzahlung un-
ter dem Gesichtspunkt des Annahmeverzugs. Der Arbeitgeber tragt auch nicht das
Risiko des Arbeitsausfalls, wenn — wie hier — zum Schutz der Bevélkerung vor schwe-
ren und tddlichen Krankheitsverlaufen infolge von SARS-CoV-2-Infektionen durch be-
hordliche Anordnung in einem Bundesland die sozialen Kontakte auf ein Minimum re-
duziert und nahezu flachendeckend alle nicht fur die Versorgung der Bevélkerung not-
wendigen Einrichtungen geschlossen werden. In einem solchen Fall realisiert sich
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https://www.bmas.de/DE/Corona/Fragen-und-Antworten/Fragen-und-Antworten-Infektionsschutzgesetz/faq-infektionsschutzgesetz.html

nicht ein in einem bestimmten Betrieb angelegtes Betriebsrisiko. Die Unmoglichkeit
der Arbeitsleistung ist vielmehr Folge eines hoheitlichen Eingriffs zur Bekampfung ei-
ner die Gesellschaft insgesamt treffenden Gefahrenlage. Es ist Sache des Staates,
gegebenenfalls fir einen adaquaten Ausgleich der den Beschéftigten durch den ho-
heitlichen Eingriff entstehenden finanziellen Nachteile — wie es zum Teil mit dem er-
leichterten Zugang zum Kurzarbeitergeld erfolgt ist — zu sorgen. Soweit ein solcher —
wie bei der Klagerin als geringfligig Beschaftigter — nicht gewéhrleistet ist, beruht dies
auf Licken in dem sozialversicherungsrechtlichen Regelungssystem. Aus dem Fehlen
nachgelagerter Anspriche lasst sich jedoch keine arbeitsrechtliche Zahlungspflicht
des Arbeitgebers herleiten.

BAG, Urteil vom 13. Oktober 2021, 5 AZR 211/21

Praxistipp: Das Urteil iberrascht und weicht von der bisherig ergangenen Rechtspre-
chung zu diesem Thema ab.

Nichtanrechnung einer COVID-19-Quarantane auf den Urlaub

Das LArbG Dusseldorf hat entschieden, dass die Nichtanrechnung der Urlaubstage
bei bereits bewilligtem Urlaub einer an Corona-erkrankten Arbeitnehmerin erfordert,
dass durch ein arztliches Zeugnis nachgewiesen ist, dass aufgrund der Erkrankung
Arbeitsunfahigkeit gegeben ist.

Die Klagerin, eine Maschinenbedienerin in einem Produktionsbetrieb, befand sich in
der Zeit vom 10.12.2020 bis zum 31.12.2020 im Urlaub. Nach einem Kontakt mit ihrer
mit COVID-19 infizierten Tochter ordnete das Gesundheitsamt zunachst eine hausli-
che Quarantane bis zum 16.12.2020 an. Bei einer Testung am 16.12.2020 wurde bei
der Klagerin eine Infektion mit COVID-19 festgestellt. Daraufhin ordnete das Gesund-
heitsamt fur die Klagerin hausliche Quarantane vom 06.12.2020 bis zum 23.12.2020
an. Das Schreiben enthielt den Hinweis, dass die Klagerin als Kranke im Sinne des
8 2 Nr. 4 IfSG anzusehen sei. Eine Arbeitsunfahigkeitsbescheinigung durch einen Arzt
liel3 sich die Klagerin nicht ausstellen. Sie verlangt von ihrer Arbeitgeberin die Nach-
gewahrung von zehn Urlaubstagen.

Das LArbG Dusseldorf hat die Klage abgewiesen und dies mit der gesetzlichen Rege-
lung in 8 9 BUrIG begriindet. Die Vorschrift unterscheidet zwischen Erkrankung und
darauf beruhender Arbeitsunfahigkeit. Beide Begriffe sind nicht gleichzusetzen. Da-
nach erfordert die Nichtanrechnung der Urlaubstage bei bereits bewilligtem Urlaub,
dass durch ein arztliches Zeugnis nachgewiesen ist, dass aufgrund der Erkrankung
Arbeitsunfahigkeit gegeben ist. Daran fehle es hier. Aus dem Bescheid des Gesund-
heitsamts ergibt sich lediglich, dass die Klagerin an COVID-19 erkrankt war. Eine Be-
urteilung der Arbeitsfahigkeit der Klagerin und dies durch einen Arzt wurde nicht vor-
genommen. Auch eine entsprechende Anwendung von 8§ 9 BUIrIG ist nicht gerechtfer-
tigt. Eine Erkrankung mit COVID-19 fihrt z.B. bei einem symptomlosen Verlauf nicht
automatisch zu einer Arbeitsunfahigkeit.

LArbG Disseldorf, Urteil vom 15. Oktober 2021, 7 Sa 857/21

Quelle: PM des LAG Dusseldorf vom 15. Oktober 2021
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Anpassung der Arbeitsbedingungen bei der Verlangerung einer sach-
grundlosen Befristung

Wird ein befristeter Arbeitsvertrag verandert und in diesem Zusammenhang auch eine
Veranderung der Arbeitsbedingungen vorgenommen, besteht die Gefahr der Begriin-
dung eines unbefristeten Arbeitsvertrages.

Im vorliegenden Fall war der Klager vom 2015 bis 2017 auf der Grundlage von drei
befristeten Arbeitsvertragen bei der Beklagten als IT-Fachassistent beschéftigt. Im
Rahmen der dritten Verlangerung wurde die Arbeitszeit mit einem Anderungsvertrag
reduziert. Der Klager macht die Unwirksamkeit der Befristung geltend.

Das ArbG hat die Klage in der ersten Instanz abgewiesen, das LAG hat der Berufung
stattgegeben.

Das BAG hat die Revision der Beklagten als unbegriindet zurtick gewiesen. Nach An-
sicht des BAG hat das Arbeitsverhaltnis nicht durch die Verlangerung der Befristung
geendet, da die Befristung unwirksam sei.

Bei dem Anderungsvertrag handele es sich nicht um eine Vertragsverlangerung iSv
8 14 Abs. 2 Satz 1 TzBfG, da die Parteien mit diesem Vertrag nicht nur die Laufzeit
des befristeten Vertrags geandert, sondern auch die Arbeitszeit des Klagers herabge-
setzt und damit gleichzeitig andere Arbeitsbedingungen vereinbart haben.

Eine Verlangerung iSv § 14 Abs. 2 S. 1 TzBfG setzt voraus, dass der Vertragsinhalt —
bis auf das Beendigungsdatum — unverandert bleibt. Anderenfalls liegt der Neuab-
schluss eines befristeten Arbeitsvertrags vor, dessen Befristung nach § 14 Abs. 2 Satz
2 TzBfG ohne Sachgrund unzulassig ist, da zwischen den Parteien bereits ein Arbeits-
verhaltnis bestanden hat. Dies gilt auch dann, wenn im Zusammenhang mit der Ver-
tragsverlangerung fur den Arbeitnehmer gunstigere Arbeitsbedingungen vereinbart
werden. Durch die Regelung soll der Arbeitnehmer davor geschitzt werden, dass der
Arbeitgeber die Fortsetzung des Arbeitsverhaltnisses davon abhangig macht, dass der
Arbeitnehmer geanderte Arbeitsbedingungen akzeptiert oder dass er durch das Ange-
bot anderer Arbeitsbedingungen zum Abschluss eines weiteren sachgrundlos befris-
teten Arbeitsvertrags veranlasst wird.

Grundsatzlich nur zulassig sind Anpassungen des Vertragstextes an die zum Zeitpunkt
der Verlangerung geltende Rechtslage oder die Vereinbarung von Arbeitsbedingun-
gen, auf die der befristet beschatftigte Arbeithnehmer einen Anspruch hat.

BAG, Urteil vom 24. Februar 2021, 7 AZR 108/20

Praxistipp: Bei der Verlangerung der sachgrundlosen Befristung gemaf3 § 14 Abs. 2

S. 2 TzBfG ist darauf zu achten, dass neben der Verlangerung der Laufzeit keine wei-
teren inhaltlichen Veranderungen der Vertragsbedingungen erfolgen.
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Kindigung wegen Weigerung des Tragens einer Gesichtsmaske

Aus einem Attest zur Befreiung von der Pflicht zum Tragen eines MNS muss hervor-
gehen, welche konkret zu benennenden gesundheitlichen Beeintrachtigungen auf-
grund eines MNS zu erwarten sind. Besteht aufgrund einer wirksamen Befreiung von
der MNS-Pflicht oder aufgrund der Weigerung des Tragens keine andere Mdglichkeit
des Einsatzes im Betrieb, ist eine Kiindigung i. d. R. gerechtfertigt. Dies hat das ArbG
Cottbus entschieden.

Die Klagerin ist bei der Beklagten als Logopadin beschaftigt. In der Praxis galt Mas-
kenpflicht. Die Klagerin verweigerte das Tragen eines MNS unter Vorlage eines arztli-
chen Attestes. Daraufhin kiindigte die Beklagte das Arbeitsverhaltnis ordentlich.

Das Arbeitsgericht hat entschieden, dass die Kindigung wirksam ist. Die Anordnung
einer Maskenpflicht war rechtmaRig. Die Beklagte war nicht nur berechtigt, sondern
verpflichtet, zum Schutz der Gesundheit der Patienten und der Klagerin sowie zum
Eigenschutz, das Tragen eines MNS anzuordnen. Auch im Hinblick auf das Risiko ei-
ner zeitweisen SchlieBung der Praxis infolge einer Infektion und Quarantaneanord-
nung ist die Entscheidung absolut nachvollziehbar. Sie war weder willkirlich noch un-
angemessen. Hinzu kommt, dass die Beklagte vor Ausspruch der Kiindigung zahlrei-
che Bemuhungen unternommen hat, der Klagerin ein Arbeiten mit MNS zu ermdégli-
chen. So hat sie der Klagerin angeboten, das Tragen eines MNS mit verschiedenen
Maskentypen zu Hause zu trainieren und zuséatzliche Pausen einzulegen. Nachdem
die Klagerin das Tragen eines MNS wahrend der Behandlung endgultig abgelehnt
hatte, war fur sie keine Einsatzmoglichkeit im Betrieb der Beklagten mehr vorhanden.

Hinzu kommt, dass die von der Klagerin vorgelegten Atteste nicht geeignet waren, eine
wirksame Befreiung vom Tragen eines MNS zu begriinden. Atteste, in denen lediglich
festgestellt wird, dass der Antragsteller aus gesundheitlichen Griinden von der Mas-
kenpflicht befreit sei, kdnnen nicht Grundlage einer Befreiungsentscheidung sein. Viel-
mehr muss derjenige, dem das Attest vorgelegt wird, aufgrund konkreter nachvollzieh-
barer Angaben in die Lage versetzt werden, das Vorliegen der jeweiligen Vorausset-
zungen priufen zu kdnnen. Es muss aus dem Attest hervorgehen, welche konkret zu
benennenden gesundheitlichen Beeintrachtigungen aufgrund eines MNS zu erwarten
sind und woraus diese im Einzelnen resultieren. Zudem muss erkennbar sein, auf wel-
cher Grundlage der attestierende Arzt zu seiner Einschatzung gekommen ist.

ArbG, Urteil vom 17. Juni 2021, 11 Ca 10390/20
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VERANSTALTUNGEN

14. Tag der saarlandischen Versicherungswirtschaft
Freitag, 03. Dezember 2021, 12:00 - 15:30 Uhr

Erfolg durch Lernen und Veranderung — das diesjahrige Treffen der saarlandischen
Versicherungswirtschaft am 3. Dezember 2021 widmet sich unter diesem Motto aktu-
ellen Themen, die die Branche bewegen.

So wird Dr. Katharina Hohn, Hauptgeschaftsfuhrerin des BWV Bildungsverbandes,
uber Anforderungen der IDD an die Weiterbildung und neue rechtliche Rahmenbedin-
gungen fur die Berufsausbildung im Vertrieb sprechen. Und Roger Rankel, bekannter
Speaker und Bestseller-Autor, erlautert wie Kundengewinnung heute funktioniert. Die
Einladung mit Programm und Zeitplan finden Sie hier.

Der Tag der saarlandischen Versicherungswirtschaft findet als Hybrid-Veranstaltung
statt. Die Prasenzkapazitaten sind begrenzt, ein grof3eres Publikum kann von 13:00
Uhr bis 15:00 Uhr online teilnehmen.

Fir die Teilnahme vor Ort gilt: Zutritt nur fir Geimpfte und Genesene (,2G-Nachweis®).
Bitte beachten Sie, dass Sie ohne entsprechenden Nachweis nicht in Prasenz teilneh-
men konnen.

Die Veranstaltung ist mit 90 Minuten Bildungszeit bewertet.

Zur Anmeldung gelangen Sie hier. Bitte beachten Sie die Hinweise des Veranstalters.
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https://www.saarland.ihk.de/ihk-saarland/Integrale?SID=F3C601A9C681F298045E7F1FA40626DE&MODULE=Frontend.Media&ACTION=ViewMediaObject&Media.PK=8853&Media.Object.ObjectType=full
https://vvwup.de/anmeldung-zur-veranstaltung/
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